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Reichensteuer

Absage an Solidaritätsgedanken

Die SPD fordert in ihrem Wahlmanifest einen Zuschlag 
von 3% für Alleinstehende mit einem Einkommen von 
über 250 000 Euro und für Verheiratete mit einem Ein-
kommen von über 500 000 Euro. Davon wären nach 
der letzten verfügbaren Statistik von 1998 etwa 45 000 
Steuerpfl ichtige betroffen. Je nachdem ob der Zu-
schlag von 3% auf das Einkommen oder auf die Steu-
erschuld erhoben würde, ergäbe sich – wiederum auf 
der Basis des Jahres 1998 – ein Mehraufkommen von 
1,7 Mrd. Euro oder 0,7 Mrd. Euro. Begründet wird die 
„Reichensteuer“ mit dem Argument, auch die Reichen 
müßten Solidaropfer erbringen. 

Die SPD rechnete sich bislang als Verdienst eine 
durchaus mutige Milderung der Einkommensteu-
erlast an, die nicht nur – wie in der Vergangenheit 
– die kleinen und mittleren, sondern auch die hohen 
Einkommen begünstigt hat. Von 1998 bis 2005 sank 
die Belastung des Einkommens mit Einkommensteuer 
und Solidaritätszuschlag für Durchschnittsverdiener 
(25 000 Euro bei Alleinverdienern und 50 000 Euro 
bei Verheirateten) von 23% auf 18% und für „Reiche“ 
(250 000 Euro bei Alleinverdienern und 500 000 Euro 
bei Verheirateten) von 51% auf 41%. Zugleich wur-
de – wie die SPD betont – durch den Verschluß von 
Schlupfl öchern dafür gesorgt, daß „auch Millionäre 
Steuern zahlen“.

Vor der geplanten Bundestagswahl hat die SPD of-
fenbar Angst vor der eigenen Courage bekommen und 
versucht zurückzurudern. Sie folgt damit dem populi-
stischen Trend, das Prinzip einer allgemeinen Besteu-
erung nach der Maßgabe „jeder nach seinem Vermö-
gen – auch die arme Witwe entrichtet ihr Scherfl ein“ 
zugunsten der selektiven Belastung von ausbeutbaren 
Bürgern zu opfern, den „Reichen“, den sozial schäd-
lichen Rauchern, den „Energieverschwendern“, den 
Auslandstouristen, den „Spekulanten“. Diese Neigung, 
„Gutes auf Kosten anderer zu tun“ (F.A.Hayek), fördert 
die Entsolidarisierung der Gesellschaft.                    hhh

Energiewirtschaftsgesetz

Konsequente Regulierung

Am 1. Juli ist das neue Energiewirtschaftsgesetz 
in Kraft getreten. Kernpunkt des Gesetzes ist die 
Bildung der sogenannten Bundesnetzagentur. Die 
ursprünglich auf den Telekomsektor beschränkte Re-
gulierungsbehörde ist künftig auch für den Strom- und 

Gasbereich zuständig. Die Behörde soll die Durchlei-
tungsgebühren der großen Versorgungsunternehmen 
kontrollieren; so müssen alle Netzbetreiber die Durch-
leitungsgebühren vorab bei der Behörde melden. Die 
Genehmigung von Gebührenerhöhungen geschieht 
auf Basis von Kostenvergleichen. Die Netzpreise 
machen beim Strom etwa ein Drittel des Gesamtprei-
ses aus und sind ein Grund für die im europaweiten 
Vergleich sehr hohen Strom� und Gaspreise. Um eine 
Quersubventionierung zu unterbinden, wird zudem 
im Gesetz festgelegt, daß die Energiekonzerne ihren 
Netzbetrieb von den übrigen Unternehmensbereichen 
wie der Energieerzeugung und dem Vertrieb trennen 
müssen.  

Letztendlich hat die Energiewirtschaft die Öffnung 
der Netze um Jahre hinausgezögert und Monopol-
renditen im Netzbetrieb erwirtschaftet. Der Versuch, 
den Netzwettbewerb auf Basis freiwilliger  Vereinba-
rungen zwischen Energielieferanten und Nachfragern 
zu regeln, war 2003 nach jahrelangen Verhandlungen 
gescheitert. Insofern ist die Einführung einer Regulie-
rungsbehörde nur konsequent.

Zwar greift die Behörde erheblich in die Eigentums-
rechte der Unternehmen ein, indem sie via Regulierung 
der Durchleitungsgebühren auch über die Rendite auf 
das eingesetzte Kapital entscheidet. Doch schon bald 
wird die sogenannte „Anreizregulierung“ eingeführt 
werden, die für mehr Wettbewerb und höhere Effi zi-
enzsteigerungen im Netzbereich sorgen soll. So sollen 
den Netzbetreibern Gebührenobergrenzen für mehrere 
Jahre vorgegeben werden; auf diese Weise können 
effzientere Anbieter höhere Gewinne erwirtschaften. ke 

Ölpreise

Immer neue Rekorde

Die Meldungen über Rekordpreise für Mineralöl häu-
fen sich in der letzten Zeit. Nachdem im vergangenen 
Oktober ein Barrel der Sorte Brent schon mal für über 
50 $ gehandelt wurde, waren es im Juli bereits knapp 
60 $. Dabei sind die Notierungen extrem volatil, Ende 
2004 fi elen sie zeitweise auf unter 40 $. Wesentlicher 
Grund für die Ölverteuerung ist die starke Zunahme 
des Weltölverbrauchs, die zu Engpässen bei der Öl-
förderung und bei der Verarbeitung führte. Wegen an-
haltender Probleme in wichtigen Ölförderländern, vor 
allem im Irak, verstärkt der Mangel an kurzfristig akti-
vierbaren Reservekapazitäten die Sorge um mögliche 
Lieferunterbrechungen und damit den Preisauftrieb. 

Angesichts der Rekordpreise will die Gruppe der 
führenden Industrieländer unter anderem die Trans-
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parenz am Ölmarkt erhöhen. Zum Abschluß der 
jüngsten G8-Tagung kündigten die Staats- und Regie-
rungschefs den Aufbau einer weltweiten Datenbank 
über Produktionsmengen und Lagerbestände an. 
Damit soll die Ölspekulation, die in der gegenwärtig 
angespannten Situation den Preisauftrieb verstärkt, 
erschwert werden. Ölmarktdaten werden jedoch be-
reits jetzt zumindest von den Industrieländern und 
von der Internationalen Energie-Agentur regelmäßig 
erhoben. Wirklich aktuell können sie allerdings nicht 
sein. Lückenhafter sind die Daten für die übrigen Län-
der. Hier ist sicherlich noch vieles zu verbessern. Daß 
mit größerer Transparenz die Spekulation eingedämmt 
werden kann, darf allerdings bezweifelt werden. Auch 
mit besseren Daten werden wir mit hohen und kurzfris-
tig stark schwankenden Ölpreisen leben müssen. Eine 
nachhaltige Verbesserung der Versorgungslage ist nur 
längerfristig durch eine Verminderung der Abhängig-
keit der Energieversorgung vom Öl möglich.             ma

USA

Blase an den Immobilienmärkten?

Die amerikanische Zentralbank hat Ende Juni den 
Zielzinssatz für die Federal Funds zum neunten Mal 
innerhalb eines Jahres um einen Viertelprozentpunkt 
– auf nun 3,25 % – angehoben. Das Fed begründete 
dies mit einer trotz gestiegener Ölpreise kräftigen Kon-
junktur, und betonte gleichzeitig, daß wegen der ins-
gesamt moderaten Infl ationsgefahren kein kräftigerer 
Zinsschritt nötig sei.

Vielfach wird die Politik der kleinen Zinsschritte als 
mit Blick auf eine vermeintliche Blase an den Immobili-
enmärkten ausgerichtet interpretiert, die man nicht mit 
einem unvorsichtigen Schritt zum Platzen bringen wol-
le. In der Tat dürfte die Wertentwicklung für Wohnim-
mobilien auf einigen lokalen Märkten mitt lerweile 
durchaus den Charakter einer spekulativen Überstei-
gerung haben. Vergleiche mit der Immobilienblase in 
Japan, deren Folgen die verlorene Dekade einläuteten, 
greifen aber dennoch zu weit: unter anderem stiegen 
die Immobilienpreise in Japan nicht nur erheblich 
schneller und stärker, auch war die Entwicklung 
buchstäblich fl ächendeckender, und insbesondere 
verteuerten sich gewerbliche Flächen in außerordentli-
chem Maße, so daß der Unternehmenssektor von der 
anschließenden Baisse besonders stark betroffen war. 
Dies war wiederum ein entscheidender Grund für die 
Bankenkrise nach Platzen der Bubble in Japan.

Solche Befürchtungen hegt das Fed für die USA 
zwar offenbar nicht: zum einen sei der „Schaum“ auf 

lokale Immobilienmärkte begrenzt, zum anderen er-
scheine die Finanzierung der Konsumentenverschul-
dung – wenn auch durchaus nicht unproblematisch 
– doch auf deutlich stabilerer Basis, und schließlich 
sei der Unternehmenssektor in weitaus geringerem 
Maße involviert. Mit Blick auf das immer noch expan-
siv wirkende Zinsniveau ist aber durchaus mit weiteren 
Zinssteigerungen zu rechnen. Daß diese sicherlich 
wieder graduell ausfallen, dürfte – wenn auch nicht 
nach offi ziellem Bekunden – durchaus vom Blick über 
den Pazifi k mitbestimmt sein. cb

 

G8-Tagung

Hilfe für die Armen

Trotz oder gerade wegen der Attentate in London 
waren die G8 bei Ihrem Treffen im schottischen 
Glen eagles bemüht, sich bei den globalen Themen 
Entwicklung und Entschuldung auf vorzeigbare 
Ergebnisse zu einigen. Beschlossen wurden ein 
Entschuldungspaket und ein umfangreicher Finan-
zierungsplan, der ab 2010 zu einer Steigerung der 
jährlichen Entwicklungshilfe um etwa 50 Mrd. $ führen 
soll. Bei einem großen Teil der zugesagten Erhöhung 
der Entwicklungshilfe handelt es sich jedoch nicht um 
Neuzusagen, sondern um ohnehin von den Ländern 
vorgesehene Zahlungen, die sie ihrer seit Jahrzehnten 
uneingelösten Verpfl ichtung auf Entwicklungshilfe-
leistungen im Umfang von 0,7 Prozent des BIP näher 
bringen sollten. Was den Schuldenerlaß betrifft, so ist 
bei einem großen Teil der entstandenen Schulden das 
Kreditausfallrisiko so hoch, daß die Entschuldung nur 
sehr eingeschränkt budgetwirksam wird. Zudem be-
zieht sich der in Gleneagles vorgesehene Schuldener-
laß nur auf internationale Organisationen, deren Ver-
luste dann nach Vorstellung der G8 auch von anderen 
Ländern, insbesondere den Ölstaaten, mitfi nanziert 
werden sollen. 

Ganz generell muß bemerkt werden, daß zur Lösung 
grundsätzlicher struktureller Entwicklungsprobleme 
weit mehr erforderlich ist als ein erhöhter Ressourcen-
einsatz. Auch in Gleneagles standen sinnvollerweise 
Bereiche wie Friedenssicherung und internationa-
ler Handel im Zentrum der Diskussion. Hier jedoch 
wurden nur wenig greifbare Zusagen getroffen. Und 
während die Hilfe der Industriestaaten Entwicklungs-
prozesse sinnvoll unterstützen kann, so muß doch der 
Antrieb der Entwicklung aus den betroffenen Ländern 
selbst kommen. Wie bei uns geht es auch in diesen 
Ländern in erster Linie um die Entwicklung innovativer 
Ideen und deren mutige und konsequente Umsetzung 
durch die Politik.          km


